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BI-BAYERN-Netzwerk
Bürgerinitiativen gegen ungerechte Kommunalabgaben

www.anti-STRABS-net.de

(ehemals VerBiB.com)
Sprecher:

Werner E. Niederdraenk – Heinrich Kellermann – Dr. Rainer Gottwald – Josef Butzmann

 Sehr geehrter Herr Aiwanger 

mit heutigen Meldungen in der Presse setzen Sie sich für die gesamte Partei Freie Wähler  zur Wehr bezüglich Diktatur-Demokratie. Uns eine bundesweit agierende Gruppe mit zahlreich verbündeten Bürgeriniatitiven wurde nun ganz stark interessieren wie stehen die Freien wähler in Bayern zu "Staßenausbaubeitragsatzungsbemühungen" der Staatsregierung??? 

Wie aus jüngsten Berichten hervorgeht, wird von der  bei der Bundestagswahl stark gebeutelten CSU behauptet, dass alle im Landtag vertretenen Parteien uneingeschränkt sich zu dieser Vorgehensweise mit Beschlüssen stehen. Auf alle Fälle die CSU ist zu 'Recht - allerdings noch viel zu wenig- abgestraft worden. 

Sollte dieses zutreffend sein, dann bedarf es wohl bei zahlreichen Wählern keiner großen Überlegungen mehr bei der künftigen Landtagswahl  sein, entsprechende konsequente Entscheidungen zu treffen. Es muss nicht unbedingt eine Zuwendung zu AfD erfolgen? Wobei für die AfD für dieses Thema der Überblick und die Intelligenz fehlt! 

Auf alle Fälle müssen alle von der unseriösen Vorgehensweise gefährdeten Bürger, und das sind inzwischen bayernweite erkennbare Unmutsbezeugungen und Proteste in allen Regionen, gezwungen  entsprechende Vorbereitungen und Aufklärungen zu betreiben um noch wesentlich wirksamer Denkzettel zu verpassen wie bei der Bundestagswahl. 

Bürgermeister welche sich weigern über Strabs die eigenen Bürger (das sind auch Wähler)  zu schröpfen werden in unzulässiger Weise unter Druck gesetzt - die kommunale Selbstverwaltung mit Diktatur-Demokratie außer Kraft gesetzt - das hat wohl mit Bürgernähe und schon gar nichts mehr mit Demokratie zu tun!! 

Nicht nur die Ängste wegen Flüchtlingen und Asylanten bewegen jene Bürger welche zu Unrecht wegen Straßenausbaubeiträgen geschröpft werden. 

Aufruf: *Hände weg von fremdem Eigentum!* 

*Straßen sind Allgemeineigentum und werden auch von der Allgemeinheit uneingeschränkt genutzt und verantwortlich für den Verschleiß zuständig. Sanierungen folglich nur über Steuergelder zu finanzieren und nicht von Anliegern- die Steuereinnahmen aus KFZ-Steuer- Mineralölsteuer- und alle mit Straßenverkehr zusammenhängenden Einnahmen plus Mehrwehrtsteuer daraus ist so üppig, dass nicht die wehrlosen Anlieger dafür herangezogen werden dürfen. Baden-Württemberg- Hamburg -Berlin- Buxthehude- München zeigen deutlich wie es ohne Probleme funktionieren kann. Selbst in Nachbarstaaten wie Österreich- Schweiz - Italien und Polen  spotten politisch Verantwortliche wie einfallsreich denn bayerische Funktionäre sich benehmen wenn es geht das eigene Volk in (hemmungsloser Manier) zu schröpfen, wenn es allerdings um Integration von anderen Kulturen und fremden Völkern geht, stehen über Nacht Milliarden €uro zur Verfügung. Deutschland braucht wohl eine Kehrtwende oder eine Persönlichkeit wie der Österreichische künftige Kanzler Kurz. 
* 

Ist denn Ihnen die Parteienfinanzierung das einzige erstrebenswerte Ziel einer Partei oder wäre es besser dem Wählerauftrag mehr gerecht zu sein?? 

Für eine Stellungnahme vorab ein ganz herzliches Dankeschön, egal ob von Ihnen oder einem Mandatsträger der Freien Wähler. 

mit freundlichen Grüßen 

gez. Josef Butzmann  1. Vors. v. Freunde Bayern e.V. fffbayern@gmx.net 
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